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«Entscheid ist 
hoch riskant»
Hans Hess

Präsident Swissmem

Was der Ausstieg kostet
Der Atomausstieg ist machbar. Die Frage ist, zu welchem Preis. Ein Fehler, wenn die Verbrauchs-
reduktion vor allem über Vorschriften und Subventionen angestrebt wird.  Reiner Eichenberger

Gut möglich, dass es bloss bei schö-
nen Worten bleibt. Der Bundesrat 
wollte schon viel, was später das 

Parlament oder das Volk abgelehnt haben. 
Zudem kann heute kaum abschliessend 
über die Energiepolitik nach 2034, wenn 
laut Bundesrat das letzte AKW vom Netz 
gehen soll, entschieden werden. Dieser 
Beschluss für das Binnenland Schweiz 
aufgrund eines völlig unerwarteten Ereig-
nisses im Inselstaat Japan könnte schon 
bald überhastet aussehen und, so wie 
heute die Atomenergie, von unerwarteten 
Ereignissen weggespült werden. Doch bei 
allen Vorbehalten: Der Atomausstieg hat 
bei allen anderen fünf wichtige Folgen. 

Erstens würden wir einfach mehr Elek-
trizität importieren. Erdgas und Erdöl wer-
den schon heute zu 100% eingeführt, ge-
nau so wie bis 2034 wohl weit über die 
Hälfte der von uns verbrauchten Güter 
und Dienstleistungen. Zudem geht dann 
weit über die Hälfte unserer Produkte in 
den Export. Ein Grossteil der in der 
Schweiz nachgefragten Elektrizität wird 
also «grau» exportiert. Vermutlich werden 
wir uns darauf einigen, dereinst gezielt 
«saubere» Elektrizität zu importieren. Das 
aber wäre nur Etikettenschwindel. Wenn 
wir saubere Energie konsumieren, fehlt sie 
anderswo, weshalb dann dort vermehrt 
schmutziger Strom benutzt wird. 

Was auch zu bedenken ist
Zweitens müssen wir die Treibhausdiskus-
sion anders führen. Heute fordern viele, 
die Schweiz solle wenigstens mit den Re-
duktionszielen der EU gleichziehen. Da-
bei wird kaum bedacht, dass die Schweiz 
einwanderungsbedingt ein sehr viel höhe-
res Bevölkerungswachstum als die EU hat. 
Folglich hätte die Schweiz durch das 
Gleichziehen nicht die gleichen Stan-
dards, sondern müsste pro Kopf gerechnet 
eine sehr viel höhere Reduktion wie die 
EU-Staaten vornehmen, was allein schon 
riesige volkswirtschaftliche Kosten be-
deutet. Mit dem Atomausstieg wird das 
Gleichziehen noch viel teurer, denn die 
Schweiz hat einen wesentlich höheren 
Atomanteil als die meisten EU-Länder. 

Drittens erscheint die Einwanderungs-
debatte in neuem Licht. Die bisherigen 
vom Bund in Auftrag gegebenen Studien 
zeigen bei genauem Lesen und entgegen 
der amtlichen Interpretation, dass die 
heutige Einwanderung zwar zu schnellem 
Bevölkerungswachstum und damit zu 
Wachstum der gesamten Wirtschaft führt, 
aber nicht zu einem nennenswerten 
Wachstum des Pro-Kopf-Einkommens der 
bisherigen Einwohner. Indes bewirkt sie 
eine zusätzliche Verknappung der heute 
schon knappen Faktoren Umwelt, Boden 
und Infrastruktur. Wenn wir uns nun 
durch den Atomausstieg und die Treib-

hausgaspolitik in ein enges Energiekorsett 
zwängen, wird die Einwanderung zuneh-
mend problematisch. Durch die heutige 
Einwanderung wächst die Bevölkerung 
rund 1% jährlich. Durch ein solches Be-
völkerungs- und damit Energienachfrage-
wachstum wird der Atomausstieg bis 2034 
noch sehr viel teurer.

Viertens ist der Atomausstieg selbst-
verständlich machbar. Die Frage ist nur, 
was er kostet. Eine wirtschaftliche und ge-
sellschaftliche Katastrophe bringt er dann, 
wenn die notwendige Energieverbrauchs-
senkung vor allem mit staatlichen Vor-

schriften und Kontrollen durchzusetzen 
versucht wird. Am billigsten kommt er 
umgekehrt dann, wenn wir eine liberale, 
marktorientierte Energiepolitik betreiben, 
also endlich das Verursacherprinzip wir-
kungsvoll durchsetzen. 

Die heutige Energiepolitik ist leider an-
ders. Solange einzelne Energiearten – so 
wie heute die Atomenergie und fossile 
Energieträger  – «implizit» subventioniert 
werden, indem sie nicht voll für ihre Um-
weltschäden und -risiken aufkommen 
müssen, kann die «explizite» Subventio-
nierung von Alternativenergien Sinn ma-
chen. Je mehr aber die traditionellen Ener-
giearten auch ihre Umweltkosten tragen, 
desto weniger Grund gibt es, alternative 
Energiearten zu subventionieren. Für den 
Atomausstieg hat das entscheidende Kon-
sequenzen. 

Richtig wäre, Atomstrom nicht einfach 
zu verbieten, sondern entsprechend den 
vermuteten Externalitäten steuerlich zu 
belasten. Sobald aber die Atomenergie 
ihre Kosten bezahlt oder wenn sie verbo-
ten wird, bricht das Argument für die Sub-
ventionierung von Alternativenergien zu-
sammen. Deshalb sollten mit dem Atom-
ausstieg die Subventionen an die Produ-
zenten und Nutzer alternativer Energien 
nicht erhöht, sondern gesenkt oder besser 
ganz aufgehoben werden. Durch die Ver-
knappung und Besteuerung der Energie 
würden die Energiepreise so steigen, dass 
die richtigen Anreize zur Produktion von 
Alternativenergien wirken würden.

Fünftens müsste mit dem Atomaus-
stieg und der Verknappung der Elektrizität 
auch die Verkehrspolitik völlig ändern. 
Heute behaupten die Freunde des öffent-
lichen Verkehrs dauernd, dass besonders 
der Schienenverkehr die Umwelt nur we-

nig und das Klima überhaupt nicht be-
laste. So stand lange auf jedem Berner 
Tram: «CO2 neutral: Dieses Tram fährt kli-
maschonend mit Elektrizität aus Wasser-
kraft». Leider ist das totaler Unsinn. 

Der Schienenverkehr braucht Elektrizi-
tät, viel sogar, und jeder Stromverbrauch 
belastet die Umwelt, auch wenn er aus 
«sauberer» Produktion stammt. Denn 
wenn er für den öV verbraucht wird, steht 
er nicht mehr für anderes zur Verfügung. 
Folglich müssen dann andere Verbraucher 
auf «schmutzige» Elektrizität ausweichen. 
Deshalb hat jeder Energieverbrauch Op-

portunitätskosten, das heisst, die Energie 
fehlt dann eben anderswo. Da nützt auch 
das Argument der SBB nichts, der Strom 
stamme aus ihren eigenen Wasserkraft-
werken. Schliesslich könnten sie den 
Strom ja verkaufen, statt ihn selbst zu ver-
fahren. Das Argument der Verkehrsbe-
triebe ist genau so falsch, wie wenn die 
Araber argumentierten ihre Ölverschwen-
dung trage nicht zur Ölknappheit bei, 
denn schliesslich sei es ihr eigenes Öl.

Die Lösung
Deshalb gilt sowohl in der Verkehrs- als in 
der Energiepolitik: Die Verursacher sollen 
für alle von ihnen verursachten Kosten be-
zahlen, und kein Energie- und Verkehrs-
träger soll subventioniert werden. Durch 
die neue Politik würde zwar die Energie- 
und Verkehrsnutzung viel teurer. Gleich-
zeitig aber würden die Staatseinnahmen 
stark steigen und die -ausgaben sinken. 

Entscheidend ist deshalb, dass die da-
durch anfallenden Mittel an die Bürger 
weitergegeben werden, am besten indem 
die Mehrwertsteuer, die Einkommens-
steuern oder die AHV-Abgaben massiv ge-
senkt werden. Wenn der Bundesrat das 
ernsthaft anvisieren würde, wäre die neue 
Energie- und Verkehrspolitik wohl nicht 
nur mehrheitsfähig, sondern würde die 
gesamtwirtschaftliche Effizienz und da-
mit das Pro-Kopf-Einkommen sowie die 
Umweltqualität stark erhöhen. 

Prof. Dr. Reiner Eichenberger ist Ordina-
rius für Theorie der Wirtschafts- und Fi-
nanzpolitik an der  Universität Fribourg 
sowie Forschungsdirektor von CREMA 
(Center of Research in Economics, Mana-
gement, and the Arts).
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 Herr Hess, als Präsident des Maschi-
nen-, Elektro- und Metallindustriever-
bands haben Sie den Atomausstiegsent-
scheid des Bundesrats scharf kritisiert. Sie 
fordern, die Landesregierung müsse nun 
eine fundierte Gesamtenergiestrategie er-
arbeiten. Was versprechen Sie sich davon? 
Wir wollen wissen, wie der Bundesrat die 
Lücke von rund 40% Strom aus der Atom-
kraft rechtzeitig zu füllen gedenkt. So, dass 
die Versorgungssicherheit hoch bleibt, 
keine höhere Auslandabhängigkeit ent-
steht und die Strompreise für unsere Wirt-
schaft tragbar bleiben. Leider gibt es dazu 
bis heute nur vage Ideen. Wir sind von 
konkreten, technisch und politisch mach-
baren Plänen noch weit entfernt. Unter 
solchen Umständen eine so wichtige Ent-
scheidung zu fällen, finden wir mehr als 
mutig und hoch riskant. 

 Werden Sie gegen den Entscheid  
des Bundesrats ankämpfen? 
Wir erwarten, dass der Bundesrat so rasch 
wie möglich die ganze Expertise in unse-
rem Land zusammenruft. Es geht darum, 
die vage anmutende Vision des Bundes-
rats zur Sicherstellung der Stromversor-
gung in einen politisch, ökonomisch und 
ökologisch machbaren Aktionsplan um-
zusetzen. Bis Ende Jahr müssen konkrete 
Lösungsvarianten mit den entsprechen-
den Vor- und Nachteilen auf dem Tisch 
liegen. Schon nächstes Jahr muss ent-
schieden werden, denn die Umsetzung 
wird viel Zeit brauchen. 

 Durch den gestaffelten Ausstieg  
dürfte der Strompreis zusätzlich um  
etwa 15% steigen. Wie sehr gefährdet  
das den Industriestandort Schweiz? 
Manche befürchten eine Strompreis-
erhöhung um 30%. Ohne fundierte Stra-
tegie können wir nur spekulieren, wie 
sich die Preise entwickeln. Aber die vor-
geschlagenen massiven Lenkungsabga-
ben muten abenteuerlich an. Die Schwei-
zer Exportindustrie ist jetzt schon mit 
sehr vielen Herausforderungen konfron-
tiert. Denken Sie nur an den starken 
Franken, der zu einer Verteuerung unse-
rer Produkte um 15 bis 20% geführt hat. 
Jede weitere Kostenerhöhung treibt die 
Unternehmen immer näher an den Ab-
grund und gefährdet damit Arbeitsplätze 
in der Schweiz.

 Was muss geschehen, damit Industrie 
und Gewerbe durch den Atomausstieg 
nicht aus der Schweiz verdrängt werden? 
Die Wirtschaft braucht genug Strom zu 
wettbewerbsfähigen Preisen. Es gibt 
hierzulande Unternehmen, beispiels-
weise in der Stahlindustrie, deren Strom-
rechnung so hoch ist wie die Personal-
kosten. Wenn für sie die Stromkosten um 
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